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A. Einführung 
 
 
Definition der 
betrieblichen 
Altersversorgung 
 
 
 
 

Eine betriebliche Altersversorgung liegt dann vor, wenn 
dem Beschäftigten aus Anlass seines Arbeitsverhältnisses 
vom Arbeitgeber Leistungen zur Absicherung mindestens 
eines biometrischen Risikos (Alter, Tod, Invalidität) zuge-
sagt werden und diese Ansprüche mit dem Eintritt des 
biologischen Ereignisses fällig werden. 

 
Geschichte der 
betrieblichen 
Altersversorgung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Den Grundstein zur ersten Betriebsrente legte eine mecha-
nische Baumwollspinnerei in Augsburg im Jahre 1837. Als 
erstes Großunternehmen richtete diese eine Pensionskasse 
für ihre Beschäftigten ein. Grund dafür war das wachsende 
Bedürfnis nach Absicherung im Alter bei den Beschäftigten. 
Weitere Unternehmen folgten. Bismarck führte 1889 die 
gesetzliche Rentenversicherung gemeinsam mit anderen 
Sozialversicherungen in Deutschland ein. 1891 wurde die 
gesetzliche Invalidenrente eingeführt. Damit bekamen dau-
erhaft Erwerbsunfähige eine staatliche Unterstützung. Spä-
ter folgte die Hinterbliebenenrente. Aus diesen Anfängen 
entwickelten sich die gesetzliche Rentenversicherung und 
die betriebliche Altersversorgung, wie wir sie heute kennen. 
 

 
Aufgabe der 
betrieblichen 
Altersversorgung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Warum existiert eine betriebliche Altersversorgung im öf-
fentlichen Dienst und vielerorts auch in der Privatwirtschaft, 
obwohl es doch bereits eine gesetzliche Rentenversiche-
rung gibt? Ursprünglich wurde die betriebliche Altersversor-
gung aus dem Bedürfnis der Beschäftigten nach finanzieller 
Absicherung im Alter heraus entwickelt. Später wurden über 
die Betriebsrenten Beschäftigte an einen Arbeitgeber ge-
bunden bzw. durch Zusagen von Leistungen im Alter, bei 
Invalidität oder Tod für ein Unternehmen/eine Verwaltung 
geworben. Heute gilt es außerdem, über die betriebliche 
Altersversorgung die so genannte Rentenlücke zu schlie-
ßen.

 
Systemwechsel  
 
 
 
 
 
 

 
Bis zum 31. Dezember 2001 galt in der betrieblichen Alters-
versorgung des kommunalen öffentlichen Dienstes das 
Gesamtversorgungssystem. Zum 1. Januar 2002 wurde 
dieses Versorgungssystem mit Abschluss des Altersvorsor-
ge - Tarifvertrages - Kommunal (ATV-K) durch das Punkte-
modell abgelöst. 
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Gesamtversor-
gungssystem  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Im Gesamtversorgungssystem wurde den Beschäftigten 
eine Gesamtversorgung zugesagt, die bis zu 91,75 % seiner 
letzten Nettobezüge betragen konnte. Die Differenz zwi-
schen der Gesamtversorgung und der Grundversorgung, in 
der Regel die Rente aus der gesetzlichen Rentenversiche-
rung, ergab die Versorgungsrente. Das Gesamtversor-
gungssystem orientierte sich bei der Berechnungsgröße des 
gesamtversorgungsfähigen Entgelts am monatlichen Durch-
schnitt der zusatzversorgungspflichtigen Entgelte der letzten 
drei Kalenderjahre vor dem Jahr, in dem der Versicherungs-
fall eingetreten ist. Auch fanden Sonderentgelte Berücksich-
tigung. Die Bemessung der Versorgungsleistung nach dem 
Gesamtversorgungssystem war also endgehaltsabhängig. 

 
Punktemodell  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Im Punktemodell wird eine Leistung zugesagt, als wenn 4 % 
des zusatzversorgungspflichtigen Entgelts in ein kapitalge-
decktes System eingezahlt würden. Bei der Berechnung der 
Versorgungspunkte werden Verzinsungsfaktoren berück-
sichtigt. Die Berücksichtigung der Verzinsung erfolgt über 
Altersfaktoren, die von den Tarifvertragsparteien des ATV-K 
festgelegt wurden. Die jährlichen Versorgungspunkte er-
rechnen sich nach der Formel: (1/12 des zusatzversor-
gungspflichtigen Jahresentgelts / Referenzentgelt) x Alters-
faktor. Das Referenzentgelt ist ein statischer Betrag von 
1.000,00 €. Die Rentenhöhe ergibt sich aus der Multiplikati-
on der Summe der Versorgungspunkte mit dem Messbetrag 
in Höhe von 4 €. 

 
 
Aufgabe 
des 
KVBbg-ZVK-  
 
 
 

Für den kommunalen öffentlichen Dienst im Land Branden-
burg obliegt es der Zusatzversorgungskasse des Kommuna-
len Versorgungsverbandes Brandenburg (KVBbg-ZVK-) den 
Beschäftigten als betriebliche Altersversorgungseinrichtung 
im Rahmen ihrer Satzung (Satzung-ZVK) eine zusätzliche 
Alters-, Erwerbsminderungs- und Hinterbliebenenversor-
gung zu gewähren. 

 
 
Hinweis  
 
 
 
 
 
 
 

Diese Mitgliederinformation dient der Ergänzung des  
Handbuches für Personalsachbearbeiter „Die Zusatz-
versorgung des öffentlichen Dienstes“ von Walter 
Dietsch, Torsten Reinker und Rolf Stirner. In ihr w ird die 
Zusatzversorgung des kommunalen öffentlichen Diens-
tes im Land Brandenburg durch den KVBbg- ZVK- nä-
her beleuchtet. 
 

  



 

6 Lieferung 01/09 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Ansprüche gegenüber dem KVBbg-ZVK- können aus 
der Mitgliederinformation nicht hergeleitet werden (vgl. 
auch Seite 31). Natürlich steht Ihnen auch das Team  des 
KVBbg-ZVK- zur Beantwortung weiterführender Fragen 
persönlich und telefonisch zu Verfügung. 
Die im Folgenden in Bezug genommenen Satzungsrege-
lungen beziehen sich auf die aktuelle Fassung der S at-
zung-ZVK. Die in Bezug genommenen Regelungen des 
Gesetzes über den kommunalen Versorgungsverband 
Brandenburg (KVBbgG) beziehen sich auf das KVBbgG 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 09. Juni 1999 . 

 
 
B. Das Mitgliedschaftsverhältnis 
 
 
öffentlich-
rechtliches 
Rechtsverhältnis 
 
 
 

Gemäß § 15 Abs. 1 KVBbgG und § 13 Abs. 1 Satz 1 Sat-
zung-ZVK richten sich die Rechtsbeziehungen zwischen 
den Kassenmitgliedern und dem KVBbg-ZVK- nach öffentli-
chem Recht. Demgegenüber beurteilen sich die Rechtsbe-
ziehungen zwischen den Versicherten/Leistungsempfängern 
und dem KVBbg-ZVK- gemäß § 15 Abs. 2 KVBbgG und § 
16 Abs. 3 Satzung-ZVK nach privatem Recht. 

 
 
Voraussetzungen 
der 
Mitgliedschaft 
 
 
 
 

Es werden zwei Mitgliedschaftsverhältnisse unterschieden 
 

- die per Gesetz bestehende Pflichtmitgliedschaft und 
- die freiwillige Mitgliedschaft, über die der Fachausschuss 
der Zusatzversorgungskasse auf Antrag nach pflichtgemä-
ßen Ermessen entscheidet, vgl. §§ 10 Abs. 3, 14 Abs. 3 
KVBbgG, § 13 Abs. 2 i.V.m. § 7a Absatz 1 Nr. 5 Satzung-
ZVK.

 
 
Pflichtmitglieder 
 
 
 
 
 
 
 
 

Pflichtmitglieder sind gemäß §§ 10 Abs. 1 Nr. 1-5, 14 Abs. 1 
KVBbgG, § 11 Abs. 1 Satzung-ZVK 
 
- Städte und Gemeinden, 
- Landkreise, 
- Ämter, 
- kommunale Zweckverbände und 
- öffentlich-rechtliche Sparkassen 
mit zusatzversorgungsberechtigen Arbeitnehmern. 
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freiwillige 
Mitglieder 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Freiwillige Mitglieder können gemäß §§ 10 Abs. 2 Nr. 1-3, 
14 Abs. 2 KVBbgG § 11 Abs. 2 Satzung-ZVK sein 
- Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen 
Rechts, die nicht per Gesetz Pflichtmitglieder sind, 
- kommunale Spitzenverbände und vergleichbare kommu-
nale Spitzenorganisationen, 
- Verbände von Körperschaften des öffentlichen Rechts, 
- juristische Personen des Privatrechts, an denen Gemein-
den und Gemeindeverbände überwiegend beteiligt sind und 
- andere juristische Personen, soweit sie kommunale Auf-
gaben erfüllen und der dauernde Bestand gesichert scheint. 
 

 
überwiegende 
Beteiligung 
 
 
 
 
 
 
 

Eine überwiegende Beteiligung von Gemeinden oder Ge-
meindeverbänden an juristischen Personen des Privatrechts 
setzt einen Gesellschafteranteil von mehr als 50 v. H. von 
einem oder mehreren Pflichtmitgliedern direkt oder indirekt 
voraus. Indirekt bedeutet, dass auch eine Tochtergesell-
schaft einer Gesellschaft mit überwiegender Beteiligung 
einer Körperschaft des öffentlichen Rechts die Mitglied-
schaft erwerben kann. 
 

 
dauernder 
Bestand  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Der dauernde Bestand, der nicht nur bei juristischen Perso-
nen des Privatrechts, die kommunale Aufgaben erfüllen, 
sondern auch bei juristischen Personen des Privatrechts, an 
denen Gemeinden und Gemeindeverbände überwiegend 
beteiligt sind, bei der Entscheidung über die Aufnahme in 
den KVBbg-ZVK- zu überprüfen ist, vgl. § 11 Abs. 5 Sat-
zung-ZVK, gilt grundsätzlich dann als gesichert, wenn bei 
der juristischen Person des Privatrechts mindestens 20 
Beschäftigte die Voraussetzungen für eine Pflichtversiche-
rung erfüllen. Andernfalls wird eine Aufnahme als freiwilliges 
Mitglied davon abhängig gemacht, dass die juristische Per-
son des Privatrechts  
- zur jeweiligen Umlage einen Zuschlag in Höhe von 15 v. 
H. zahlt oder 
- eine unwiderrufliche Verpflichtungserklärung einer juristi-
schen Person des öffentlichen Rechts, deren Insolvenz 
durch Gesetz ausgeschlossen ist, beibringt, im Falle der 
Beendigung der Mitgliedschaft die Aufgabengebiete ein-
schließlich der ihnen zugehörigen pflichtversicherten Be-
schäftigten oder sämtliche sich aus der Beendigung der 
Mitgliedschaft ergebenden Zahlungsverpflichtungen gegen-
über des KVBbg-ZVK- zu übernehmen, vgl. Beschluss des 
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Fachausschusses der Zusatzversorgungskasse des Kom-
munalen Versorgungsverbandes Brandenburg, im Folgen-
den nur noch Fachausschuss genannt, vom 30. September 
2004, Beschluss Nr. III/21 ZVK.

 
ATV-K  
 
 
 

Zuletzt ist gemäß § 11 Abs. 4 Satzung-ZVK Voraussetzung 
für den Erwerb der Mitgliedschaft im KVBbg-ZVK-, dass der 
Arbeitgeber den ATV-K oder ein Tarifrecht wesentlich glei-
chen Inhalts tarifvertraglich oder allgemein einzelarbeitsver-
traglich anwendet. 

 
 
 
 
Vorgehensweise  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Grundsätzlich empfiehlt es sich, wenn der Erwerb einer 
freiwilligen Mitgliedschaft im KVBbg-ZVK- in Betracht gezo-
gen wird, so früh wie möglich mit dem KVBbg-ZVK- in Kon-
takt zu treten. 
 
Folgende Unterlagen sind spätestens bei Beantragung der 
freiwilligen Mitgliedschaft im KVBbg-ZVK- in Kopie bei die-
sem einzureichen: 
- eine rechtsverbindlich unterzeichnete Aufnahmeerklärung, 
- der Gesellschaftervertrag bzw. die Vereinssatzung, 
- ein Auszug aus dem Handels- bzw. Vereinsregister und 
- eine Aufstellung über die zum Zeitpunkt des geplanten 
Beginns der Mitgliedschaft pflichtversichert Beschäftigten. 

 
 
Mitgliedschaft im 
Abrechnungs-
verband I 
 

Der Fachausschuss hat beschlossen, derzeit freiwillige 
Mitgliedschaften beim KVBbg-ZVK- ausschließlich im Ab-
rechnungsverband I zuzulassen, der eine Finanzierung der 
Pflichtversicherung über die Erhebung von Umlagen und 
Zusatzbeiträge vorsieht. 

 
Rechte der 
Mitglieder 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Durch die Mitgliedschaft beim KVBbg-ZVK- erwerben die 
Arbeitgeber einen kompetenten Partner, der die gesetzli-
chen und tariflichen Anforderungen zur Umsetzung der 
Betriebsrentenansprüche zeitnah und gewissenhaft erfüllt. 
Durch umfassendes Informationsmaterial, kostengünstige 
Mitarbeiterschulungen und regelmäßige Rundschreiben 
werden die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Personal- 
und Lohnabrechnungsstellen mit Neuerungen vertraut ge-
macht. 
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Im Internet unter www.kvbbg.de können sich alle Mitglieder 
schnell und verständlich Informationen zur Betriebsrente 
beschaffen. 
 
Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des KVBbg-ZVK- sind 
stets bemüht, den Ansprechpartnern ihrer Mitglieder schrift-
lich oder telefonisch Auskünfte zu erteilen, um den Ar-
beitsaufwand der Mitglieder so gering wie möglich zu halten. 
 

 
Pflichten der 
Mitglieder 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Gemäß § 13 Abs. 3 Satzung-ZVK- sind die Mitglieder zur 
Einhaltung der Vorschriften der Satzung-ZVK- und zur un-
entgeltlichen Auskunftserteilung gegenüber dem KVBbg-
ZVK- über alle Umstände und Verhältnisse, die für den 
Vollzug der Vorschriften der Satzung-ZVK- von Bedeutung 
sind, verpflichtet. Sie sind insbesondere verpflichtet, 
- unverzüglich ihre sämtlichen der Versicherungspflicht 
unterliegenden Beschäftigten beim KVBbg-ZVK- anzumel-
den und bei Wegfall der Versicherungspflicht abzumelden, 
- ihren Beschäftigten nach Ablauf jedes Kalenderjahres 
sowie beim Ende der Versicherung einen Versicherungs-
nachweis des KVBbg-ZVK- auszuhändigen (sofern dieser 
dem Versicherten vom KVBbg-ZVK- nicht an die persönli-
che Anschrift übersandt wird), 
- ihren Beschäftigten die vom KVBbg-ZVK- zur Verfügung 
gestellten Druckschriften auszuhändigen und gegebenen-
falls zu erläutern, 
- dem KVBbg-ZVK- jederzeit Auskunft über bestehende und 
frühere Arbeitsverhältnisse zu erteilen und ihr eine örtliche 
Prüfung der Voraussetzungen für die Versicherungspflicht 
sowie der Entrichtung der Umlagen und Zusatzbeiträge zu 
gestatten, 
- bei Meldungen im elektronischen Datenaustausch die vom 
KVBbg-ZVK- erlassenen Meldevorschriften anzuwenden 
bzw. im Schriftverkehr mit dem KVBbg-ZVK- die von ihm 
herausgegebenen Formblätter zu benutzen, 
- die für die Pflichtversicherung geschuldeten Umlagen und 
Zusatzbeiträge fristgemäß zu entrichten, 
- während der Pflichtversicherung die Beiträge zur freiwilli-
gen Versicherung an den KVBbg-ZVK- abzuführen, 
- Zahlungen auf Umlage, Zusatzbeiträge und Beiträge zur 
freiwilligen Versicherung mit den entsprechenden Bu-
chungsschlüsseln zu versehen, 
- Rentenanträge bei bestehender Pflichtversicherung entge-
genzunehmen und an den KVBbg-ZVK- weiterzuleiten, 
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- nach Ablauf jedes Kalenderjahres dem KVBbg-ZVK- spä-
testens bis zum 31. März des Folgejahres eine Jahresmel-
dung für die einzelnen Pflichtversicherten für die Umlagen- 
und Zusatzbeitragsabrechnung zu übersenden, 
- dem KVBbg-ZVK- mitzuteilen, wenn sie als Mitglied Pflicht-
versicherte an einen Arbeitgeber übertragen, der nicht Mit-
glied des KVBbg-ZVK- ist.

 
Fortsetzung der  
Mitgliedschaft 
bei Wegfall der 
Mitgliedschafts- 
voraussetzungen 
 
 
 
 
 
 

Beim Wegfall der Mitgliedschaftsvoraussetzungen kann der 
KVBbg-ZVK- mit dem Mitglied die Fortsetzung der Mitglied-
schaft vereinbaren, vgl. § 12 Abs. 1 Satzung-ZVK. Hierzu ist 
die Zustimmung des Fachausschusses erforderlich. Der 
Vorteil einer solchen Vereinbarung besteht in der Weiterfüh-
rung der bestehenden Pflichtversicherungen. Damit erfüllt 
der Arbeitgeber tarifrechtlich oder einzelarbeitsvertraglich 
zugesagte Verpflichtungen gegenüber seinen Beschäftigten 
und es entfällt die Zahlung eines Ausgleichsbetrages, der je 
nach Dauer der Mitgliedschaft und Größe des Mitgliedes 
erheblich sein kann. Es gibt zwei Wege der Fortsetzung der 
Mitgliedschaften, das Verbleibemodell und das Zäsurmodell. 

 
Verbleibemodell  
 
 
 
 
 

Sofern die Fortsetzung der Mitgliedschaft zu (nahezu) glei-
chen Konditionen vereinbart wird, bleiben die Rechte und 
Pflichten der Mitgliedschaft bestehen. Insbesondere sind 
alle der Versicherungspflicht unterliegenden Beschäftigten 
(auch zukünftige Beschäftigte) anzumelden und entspre-
chende Umlage- und Zusatzbeitragszahlungen vorzuneh-
men.

 
Zäsurmodell  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Beim Zäsurmodell werden nur die in dem in der Vereinba-
rung festgelegten Zeitpunkt vorhandenen pflichtversichert 
Beschäftigten weiterhin versichert. Alle nach dem Zeitpunkt 
eingestellten Beschäftigten werden nicht mehr beim KVBbg-
ZVK- angemeldet. Somit entfallen für diese Beschäftigten 
die Umlage- und Zusatzbeitragszahlungen.  
Die Zusatzversorgung ist zum Teil umlagefinanziert. Vor-
aussetzung für diese Art der Finanzierung ist unter anderem 
der gleichmäßige Zustrom von neuen Versicherten in die 
Umlagegemeinschaft, damit laufende Leistungen finanziert 
werden können. Wenn durch die Begrenzung auf den vor-
handenen Bestand dem System keine neuen Versicherten 
zugeführt werden, verringert sich die Umlagebasis. Die 
Folge sind höhere Belastungen für die in der Umlagege-
meinschaft verbleibenden Mitglieder und Versicherten. Des-
halb ist ein Abgeltungsbetrag zu zahlen. 
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Durch die Zahlung eines Abgeltungsbetrages ist gewährleis-
tet, dass zusammen mit den laufenden Umlagen alle Ver-
pflichtungen auf Dauer erfüllt werden, ohne dass es zu einer 
stärkeren finanziellen Belastung der übrigen Mitglieder 
kommt. Durch einen Versicherungsmathematiker wird die 
sonst durch die Solidargemeinschaft zu tragende Umlage-
last berechnet. Der Abgeltungsbetrag steht regelmäßig 
unter dem Vorbehalt einer Neuberechnung nach Ablauf 
eines Deckungsabschnittes. Ergeben sich Überzahlungen 
sind diese zu verrechnen, ergeben sich Fehlbeträge, ist das 
Mitglied zum Ausgleich verpflichtet. Die Kosten für die versi-
cherungsmathematischen Berechnungen hat das Mitglied 
zu tragen. 

 
 
Vereinbarung nach 
§ 12 Abs.5 Satzung- 
ZVK 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Neben der Fortsetzung der Mitgliedschaft eines Arbeitge-
bers, bei dem die Mitgliedschaftsvoraussetzungen wegge-
fallen sind, kann der KVBbg-ZVK- zur Fortsetzung von Ver-
sicherungsverhältnissen auch eine besondere Vereinbarung 
mit einem Arbeitgeber abschließen, der die Voraussetzun-
gen für eine Mitgliedschaft nicht erfüllt und bisher weder 
Mitglied des KVBbg-ZVK- noch einer anderen Zusatzver-
sorgungseinrichtung war, zu der Versicherungen übergelei-
tet werden, der aber von einem Mitglied des KVBbg-ZVK- 
Aufgaben und bisher pflichtversicherte Beschäftigte über-
nommen hat, vgl. § 12 Abs. 5 Satzung-ZVK.  
 
Es gilt das zur Vereinbarung gemäß § 12 Absatz 1 Satzung-
ZVK Gesagte. Für die Berechnung des Abgeltungsbetrages 
sind dem Arbeitgeber Ansprüche und Anwartschaften auf-
grund früherer Pflichtversicherungen über das Mitglied in 
dem Verhältnis zuzurechnen, das dem Verhältnis der Zahl 
der übernommenen Beschäftigten zur Gesamtzahl der am 
Tag vor der Personalübernahme über das Mitglied pflicht-
versicherten Beschäftigten entspricht. 
 
Der Arbeitgeber wird durch eine Vereinbarung nach § 12 
Abs. 5 Satzung-ZVK kein ordentliches Mitglied im Sinne der 
Satzung-ZVK. Er hat jedoch einen Anspruch auf Erfüllung 
der arbeitsrechtlichen Verpflichtungen gegenüber seinen 
Beschäftigten auf Altersversorgung bei Zahlung der sat-
zungsmäßigen Umlagen und Zusatzbeiträge. 
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Ausgliederung 
und Privatisierung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Kommt es bei einer Ausgliederung oder Privatisierung eines 
Mitglieds (Pflichtmitglied oder freiwilliges Mitglied) zu einem 
Arbeitgeber, der nicht Mitglied des KVBbg-ZVK- ist, nicht zu 
einer Vereinbarung nach § 12 Satzung-ZVK, hat das Mit-
glied an den KVBbg-ZVK- einen anteiligen Ausgleichsbetra-
ges zu zahlen, vgl. § 15 Abs. 3a Satzung-ZVK. 
 
Vor der Entscheidung über eine Ausgliederung oder Privati-
sierung, die mit dem Übergang von pflichtversichert Be-
schäftigten verbunden ist, sollten deshalb die Auswirkungen 
auf die Altersversorgung und ggf. auf das Mitgliedschafts-
verhältnis zum KVBbg-ZVK- sowie die finanziellen Konse-
quenzen ermittelt werden. Wenn sich der neue Arbeitgeber 
für eine Weiterführung der Altersversorgung entscheidet, 
sind arbeitsrechtliche Regelungen und eigene Regelungen 
beim Übernehmer zu beachten. Die Weiterführung der Al-
tersversorgung beim KVBbg-ZVK- ist durch eine Mitglied-
schaft oder durch Abschluss einer Vereinbarung nach § 12 
Abs. 5 Satzung-ZVK möglich. 
 
Zur Weiterführung der Altersversorgung ist ein Antrag auf 
Mitgliedschaft oder auf Abschluss einer Vereinbarung zur 
Fortsetzung der Pflichtversicherungen nach § 12 Abs. 5 
Satzung-ZVK durch den Übernehmer beim KVBbg-ZVK- zu 
stellen. Dem Antrag muss der KVBbg-ZVK- zustimmen. Er 
kann dem Antrag ggf. mit Bedingungen stattgegeben. Der 
Beginn der Mitgliedschaft bzw. der Fortsetzung der Pflicht-
versicherungen sollte aufgrund der in § 15 Abs. 3 Satzung-
ZVK- geregelten 3-Monatsfrist so gewählt werden, dass ein 
nahtloser Übergang gewährleistet ist und keine Unterbre-
chung der Versicherungspflicht entsteht. Die Mitglied-
schaftsaufnahme und der Abschluss einer Vereinbarung 
gemäß § 12 Abs. 5 Satzung-ZVK- kann rückwirkend erfol-
gen. 
 
Eine Mitgliedschaft beim KVBbg-ZVK- nur für 1 Jahr (§ 613 
a BGB) ist nicht möglich. 
 
Sollte keine Weiterführung der Altersversorgung vorgese-
hen sein, sind die arbeitsrechtlichen Regelungen zu beach-
ten. Arbeitsrechtlich kann die Verpflichtung zur Weiterfüh-
rung der Altersversorgung bestehen, unabhängig davon, ob 
eine Mitgliedschaft / Fortsetzung der Pflichtversicherungen 
beim KVBbg-ZVK- gewollt oder möglich ist. 
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Auch wenn arbeitsrechtlich keine Verpflichtung zur Weiter-
führung der Altersversorgung besteht, sollten unbedingt 
Überlegungen zu dem dann fällig werdenden (anteiligen) 
Ausgleichsbetrages angestellt werden. 
 
Die Berechnung des (anteiligen) Ausgleichsbetrages, aber 
auch des Abgeltungsbetrages, erfolgt erst nach dem Aus-
gliederungsstichtag. Zur Entscheidungsfindung können aber 
voraussichtliche Beträge ermittelt werden. Dies erfordert 
eine rechtzeitige Beauftragung. Die Kosten aller Gutachten 
sind vom Mitglied zu tragen. 

 
Ausgleichs- und 
Abgeltungsbetrag 

Im Zusammenhang mit der Verringerung der Umlagebasis 
unterscheidet man zwischen dem Ausgleichsbetrag, dem 
anteiligen Ausgleichsbetrag und dem Abgeltungsbetrag. 

 
 
Ausgleichsbetrag  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Der Ausgleichsbetrag ist zu zahlen, wenn die Mitgliedschaft 
beendet wird. Das ausscheidende Mitglied hat einen Aus-
gleichsbetrag in Höhe des Barwertes der im Zeitpunkt der 
Beendigung der Mitgliedschaft auf der Kasse lastenden 
Verpflichtungen aus der Pflichtversicherung zu zahlen. Für 
die Ermittlung des Barwerts sind die zum Zeitpunkt der 
Beendigung der Mitgliedschaft bestehenden Leistungsan-
sprüche von Betriebsrentenberechtigten und Versorgungs-
punkte aus Anwartschaften zu berücksichtigen. Hintergrund 
für die Zahlung eines Ausgleichsbetrages ist der Entzug von 
Versicherten aus der Umlagegemeinschaft und die noch 
nicht ausfinanzierten Anwartschaften und Betriebsrenten. 
Die Forderung eines Ausgleichsbetrages stellt ein immanen-
tes Element des Umlagefinanzierungssystems dar, das der 
Sicherstellung der finanziellen Basis des KVBbg-ZVK- und 
dem Schutz der verbleibenden Mitglieder dient. Denn beim 
Ausscheiden eines Mitgliedes bleiben die von den Arbeit-
nehmern dieses Mitgliedes gegenüber dem KVBbg-ZVK- 
erworbenen Versorgungsanwartschaften bestehen, für die 
der KVBbg-ZVK-, und damit die im KVBbg-ZVK- verblei-
benden Mitglieder, aufzukommen haben. Gleichzeitig ver-
ringert sich aber der Kreis der Umlagenzahler, mit der Fol-
ge, dass die verbleibenden Mitglieder höhere Umlagen zu 
zahlen hätten, um die Versorgungsansprüche bedienen zu 
können. Diese Folge wird durch die Erhebung des Aus-
gleichsbetrages verhindert. 
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Barwert  Der Barwert ist nach versicherungsmathematischen 
Grundsätzen zu ermitteln.

 
Entfallen/ 
Verringerung 
des Ausgleichs- 
betrages 
 
 
 
 

Der Ausgleichsbetrag vermindert sich anteilig, soweit die 
Pflichtversicherungen der Beschäftigten, die in den 36 Mo-
naten vor dem Ausscheiden durchgehend oder zeitweise 
bestanden haben, spätestens drei Monate nach ihrer Been-
digung über ein anderes Mitglied oder mehrere andere 
Mitglieder, auf das oder auf die die Aufgaben des früheren 
Mitglieds übergegangen sind, fortgesetzt wurden. 
 

 
Fälligkeit des 
Ausgleichs- 
betrages 

Der Ausgleichsbetrag ist innerhalb eines Monats nach Zu-
gang der Entscheidung zu zahlen. Die Kasse kann die Zah-
lung unter Berechnung von Zinsen stunden. 

 
anteiliger 
Ausgleichs- 
betrag 
 
 
 
 
 
 

Ein anteiliger Ausgleichsbetrag ist zu zahlen, wenn aufgrund 
von Vereinbarungen zwischen einem Mitglied mit einem 
Arbeitgeber, der nicht Mitglied der Kasse ist und mit dem 
auch nicht die Fortsetzung der Mitgliedschaft nach § 12 
Abs. 5 Satzung KVBbg-ZVK- vereinbart wurde, entweder 
Arbeitsverhältnisse übertragen oder von diesem Arbeitgeber 
mit ausgeschiedenen Pflichtversicherten des Mitglieds be-
gründet werden (z.B. Ausgliederungen und Privatisierun-
gen). Der anteilige Ausgleichsbetrag wird bei einem Pflicht-
mitglied ebenso wie bei einem freiwilligen Mitglied erhoben. 

 
Abgeltungsbetrag  
 

Ein Abgeltungsbetrag wird bei der Fortsetzung der Mitglied-
schaft nach § 12 Satzung KVBbg-ZVK- fällig, wenn der 
Arbeitgeber sich für das Zäsurmodell entscheidet. 

 
Beendigung der 
Mitgliedschaft 
 

Gemäß § 14 Abs. 1 Satzung-ZVK- endet die Mitgliedschaft 
wenn das Mitglied aufgelöst oder in eine andere juristische 
Person überführt wird oder durch Kündigung, soweit die 
Mitgliedschaft nicht gesetzlich vorgeschrieben ist. 

 
ordentliche 
Kündigung 
 
 
 
 

Eine Kündigung ist demnach nur bei einer freiwilligen Mit-
gliedschaft, in dem Fall aber sowohl durch das Mitglied als 
auch durch den KVBbg-ZVK- zulässig. Die Kündigung muss 
bis zum 30.06. des Jahres förmlich zugestellt sein, damit sie 
mit Ablauf des 31.12. des Jahres wirksam wird. Bei Einhal-
tung dieser Kündigungsfrist kann ein freiwilliges Mitglied 
ohne Angabe von Gründen kündigen.  
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Die Kündigung durch den KVBbg-ZVK- ist zulässig, wenn 
die Mitgliedschaftsvoraussetzungen nach § 11 Satzung-ZVK 
einschließlich etwaiger für die Begründung der Mitglied-
schaft aufgestellter Voraussetzungen ganz oder teilweise 
wegfallen sind oder wenn das Mitglied keinen versiche-
rungspflichtigen Beschäftigten mehr beschäftigt. Eine Ver-
einbarung über die Fortsetzung der Mitgliedschaft (§ 12 
Satzung-ZVK) kann durch den KVBbg-ZVK- gekündigt wer-
den, wenn eine in der Vereinbarung festgelegte Vorausset-
zung entfällt. 

 
Kündigung aus 
wichtigem Grund 

Eine Kündigung aus wichtigem Grund ist ohne Einhaltung 
einer Frist möglich. 

 
 
C. Die Pflichtversicherung - Brandenburg Basis Plus  - 
 
Versicherungs- 
leistung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Erhält ein Versicherter eine Rente (wegen Alters- oder Be-
rufsunfähigkeit) aus der gesetzlichen Rentenversicherung 
hat der Versicherte bei Erfüllung der Wartezeit von 60 Ka-
lendermonaten grundsätzlich, vgl. § 32 Satzung-ZVK, auch 
einen Anspruch auf Rentenleistung aus der Zusatzversor-
gung. 
 
Das Gleiche gilt für die Hinterbliebenen einer Versicher-
ten/eines Versicherten (Witwer/Witwe oder Kinder), sofern 
sie aus der gesetzlichen Rentenversicherung eine Hinter-
bliebenenrente erhalten. 
 
Für Versicherte, die nicht in der gesetzlichen Rentenversi-
cherung versichert sind oder nicht die Voraussetzungen für 
den Bezug einer Rente aus der gesetzlichen Rentenversi-
cherung erfüllen, gelten die §§ 16 bis 42 Satzung-ZVK ent-
sprechend. Soweit auf Regelungen des Rechts der gesetzli-
chen Rentenversicherung Bezug genommen wird, ist die 
jeweilige Regelung so entsprechend anzuwenden, wie dies 
bei unterstellter Versicherung in der gesetzlichen Renten-
versicherung der Fall wäre. Bei Anwendung des § 31 Sat-
zung-ZVK (Versicherungsfall und Rentenbeginn) sind dabei 
anstelle der Versicherungszeiten in der gesetzlichen Ren-
tenversicherung die Pflichtversicherungszeiten beim KVBbg 
-ZVK- zu berücksichtigen. 
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Antrag auf 
Leistung 

Eine Rente wird durch den KVBbg-ZVK- nur auf schriftlichen 
Antrag hin gewährt, vgl. § 45 Abs. 1 Satz 1 Satzung-ZVK. 

 
 
bei  
Pflichtversicherten  
 
 
 
 
 
 
 
 

Gemäß § 45 Abs. 1 Satz 3 Satzung-ZVK ist der Antrag bei 
Pflichtversicherten über den Arbeitgeber einzureichen, bei 
dem die/der Pflichtversicherte zuletzt in einem versiche-
rungspflichtigen Beschäftigungsverhältnis gestanden hat. 
Der Antrag ist vollständig ausgefüllt und mit einer komplet-
ten Kopie des Bescheides der gesetzlichen Rentenversiche-
rung oder einer anderen Versorgungseinrichtung beim Ar-
beitgeber einzureichen, der den Antrag dann an den 
KVBbg-ZVK- weiterleitet. Im Interesse der Beschäftigten 
wird darum gebeten, den Antrag vor der Absendung auf 
Vollständigkeit zu überprüfen. 

 
bei beitragsfrei 
Versicherten 
 
 
 
 
 
 

Im Rahmen der Fürsorgepflicht des Arbeitgebers ist es 
dringend erforderlich, die ausscheidenden Beschäftigten 
darüber zu informieren, dass sie nach Erhalt ihres Renten-
bescheides auch einen Antrag beim KVBbg-ZVK- stellen 
können. Bei rentennahen Personen empfiehlt sich bereits 
eine Aushändigung eines Rentenantrages. Die Beschäftig-
ten sollten weiterhin informiert werden, dass im Todesfall 
die Hinterbliebenen einen Antrag auf Hinterbliebenenrenten 
beim KVBbg-ZVK- stellen können. 

 
2jährige 
Ausschlussfrist 
 
 
 
 

Gemäß § 52 Abs. 1 Satzung-ZVK kann ein Betriebsrenten-
anspruch nur für einen Zeitraum geltend gemacht werden, 
der nicht mehr als zwei Jahre vor dem Ersten des Monats 
liegt, in dem der Rentenantrag beim KVBbg-ZVK- einge-
gangen ist. (Beispiel: Eintritt Rentenfall: 03.07.2004, Antrag 
auf Rente: 05.04.2007, Nachzahlung für Zeitraum: April 
2005 bis April 2007). 

 
Versorgungs- 
ausgleich 
 
 

Im Zuge einer Ehescheidung findet bei der Zusatzversor-
gung - wie in der gesetzlichen Rentenversicherung - eine 
Aufteilung der erworbenen Anwartschaft statt. Mögliche 
Auskunftsersuchen der Gerichte sind an den KVBbg-ZVK- 
weiterzuleiten.

 
Finanzierung der 
Pflichtversicherung 

Gemäß § 15 Abs. 1 Satz 1 ATV-K regeln die Zusatzversor-
gungseinrichtungen eigenständig, wie die Pflichtversiche-
rungen finanziert werden.
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Mit Beschluss vom 27. Mai 2002 entschied sich der Fach-
ausschuss für einen schrittweisen Übergang vom bisherigen 
Umlagefinanzierungssystem, dem Abschnittsdeckungssys-
tem, in ein vollständig kapitalgedecktes System. Innerhalb 
des gewählten Kombinationsmodells wird über die Erhe-
bung eines Zusatzbeitrages neben der schon zuvor zu zah-
lenden Umlage eine teilweise Kapitaldeckung aufgebaut, die 
ein Ansteigen des Umlagesatzes in der Zukunft weit über 4 
v.H. des zusatzversorgungspflichtigen Entgelts verhindern 
soll.

 
Kombinationsmodell 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Im Kombinationsmodell werden die Ansprüche der Be-
standsrentner und der Versicherten aus dem Gesamtver-
sorgungssystem und ein bestimmter Anteil der neu entstan-
denen Anwartschaften aus dem Punktemodell durch Umla-
ge finanziert. Die übrigen neu entstehenden / neu entstan-
denen Anwartschaften aus dem Punktemodell werden durch 
kapitalgedeckte Zusatzbeiträge finanziert. Der kapitalge-
deckte Anteil wurde stufenweise auf nunmehr 4 v.H. des 
zusatzversorgungspflichtigen Entgelts angehoben. Gemäß 
§ 7a Abs. 1 Nr. 3 Satzung-ZVK obliegt es dem Fachaus-
schuss, die Höhe der Umlage und der Zusatzbeiträge fest-
zusetzen. 

 
Umlage  
 
 
 
 
 
 
 
 

Der Finanzierungsbedarf für die Kassenleistungen aus der 
Pflichtversicherung wird für den Deckungsabschnitt und ein 
weiteres Jahr festgestellt. In der Sitzung am 30. September 
2004 beschloss der Fachausschuss, "für den Abrechnungs-
verband I im Deckungsabschnitt 01.01.2005 bis 31.12.2014 
einen Umlagesatz in Höhe von 1,1 v. H. … des zusatzver-
sorgungspflichtigen Entgelts zu erheben." Die Umlagezah-
lungen dienen nicht der Finanzierung der individuellen Be-
triebsrente des einzelnen Beschäftigten, sondern der solida-
rischen Finanzierung aller Versorgungslasten. 

 
Zusatzbeitrag  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Neben der Umlagenhöhe hat der Fachausschuss in seiner 
Sitzung am 30. September 2004 beschlossen, "für den 
Abrechnungsverband I im Deckungsabschnitt 01.01.2005 
bis 31.12.2014 … einen Zusatzbeitrag im Jahr 2005 von 3 v. 
H. und ab dem Jahr 2006 von 4 v. H. des zusatzversor-
gungspflichtigen Entgeltes zu erheben." Die Erhöhung des 
Zusatzbeitrages auf 4 v. H. des zusatzversorgungspflichti-
gen Entgeltes dient der schrittweisen Umstellung auf die 
völlige Kapitaldeckung. Nach Erreichen der völligen Kapital-
deckung entfällt die Zahlung einer Umlage. 



 

18 Lieferung 01/09 

Arbeitnehmerbeitrag  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Um die Arbeitgeber finanziell zu entlasten, wurde durch die 
Tarifvertragsparteien ein Arbeitnehmerbeitrag für die Pflicht-
versicherten eingeführt. Dieser gilt für Pflichtversicherte, 
deren zusatzversorgungspflichtiges Entgelt sich nach einem 
für das Tarifgebiet Ost geltenden Tarifvertrag bemisst, vgl. § 
37a Abs. 1 ATV-K. Im Jahr 2003 lag der Arbeitnehmerbei-
trag bei 0,2 v. H., im Jahr 2004 bei 0,5 v. H. des zusatzver-
sorgungspflichtigen Entgelts. Für jeden Prozentpunkt, um 
den der allgemeine Bemessungssatz Ost über den Bemes-
sungssatz von 92,5 v. H. angehoben wurde, erhöhte sich 
zeitgleich der Arbeitnehmerbeitrag um 0,2 Prozentpunkte. 
Soweit die Anhebung des Bemessungssatzes Ost nicht in 
vollen Prozentpunkten erfolgte, erhöhte sich der Arbeitneh-
merbeitrag anteilig. 
Im Zeitpunkt des Erreichens eines Bemessungssatzes Ost 
von 97 v. H. stieg der Arbeitnehmerbeitrag auf den Höchst-
satz von 2 v. H. Deshalb beträgt der im ATV-K vereinbarte 
Arbeitnehmerbeitrag ab 01.07.2007  2 v. H. des zusatzver-
sorgungspflichtigen Entgelts.  
 
Der KVBbg-ZVK- hat seinen Mitgliedern freigestellt, ob der 
Arbeitnehmerbeitrag der Umlage oder dem Zusatzbeitrag 
zugeordnet wird. 

 
staatliche Förde- 
rung des Arbeit- 
nehmerbeitrags 
 
 

Sofern der Arbeitnehmerbeitrag dem Zusatzbeitrag zuge-
ordnet wird, kommt eine staatliche Förderung nach § 10a 
und Abschnitt XI EStG, d.h. durch Gewährung von Zulagen 
und gegebenenfalls einer zusätzlichen Steuerersparnis 
durch den Sonderausgabenabzug im Rahmen der Einkom-
mensteuererklärung (sog. Riesterförderung) in Betracht. 

 
Wirtschaftliche 
Notlage 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Durch den landesbezirklichen Tarifvertrag kann für Mitglie-
der, die sich in einer wirtschaftlichen Notlage befinden, 
geregelt werden, dass von der Höhe der Leistungszusage 
für die Dauer von bis zu drei Jahren abgewichen werden 
kann. Bei nicht tarifgebundenen Mitgliedern ist bei Vorliegen 
einer betrieblichen oder überbetrieblichen Vereinbarung die 
Zustimmung des KVBbg-ZVK- erforderlich. Der Zeitraum 
kann verlängert werden. 
Die Abweichung kann bis zu einer Mindesthöhe von 2 v. H. 
von der nach § 34 Abs. 2 Satzung-ZVK zugesagten Leis-
tung erfolgen. Dementsprechend ist ein vermindertes zu-
satzversorgungspflichtiges Entgelt zu melden. Als Folge 
vermindert sich die zu tragende Umlagebelastung bzw. der 
zu zahlende Zusatzbeitrag bis zu 50 v. H. 
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Zahlungsweise 
 
 
 
 

Die Umlagen und Zusatzbeiträge sind auf verschiedene 
Konten zu überweisen. Zahlungen sind mit den vom KVBbg-
ZVK- vorgegebenen Buchungsschlüsseln (siehe Verwen-
dungszweck) zu versehen. 

Überweisung 
der Umlagen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Zahlungsempfänger: 
 
 
Bankinstitut: 
 
 
Kontonummer: 
 
Bankleitzahl: 
 
Verwendungszweck: 
 
Zahlungsart: 
 
 

Zusatzversorgungskasse 
Brandenburg 
 
Mittelbrandenburgische  
Sparkasse 
 
375 100 1262 
 
160 500 00 
 
310 Mitgliedsnr.  Zahlungsart 
 
für die Umlage          PK 1 
für die Umlage          PK 3 
 

Überweisung 
der Zusatzbeiträge 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Zahlungsempfänger:  
 
 
Bankinstitut: 
 
 
Kontonummer: 
 
Bankleitzahl: 
 
Verwendungszweck: 
 
Zahlungsart: 
 
 
 
 
 
 

Zusatzversorgungskasse 
Brandenburg 
 
Mittelbrandenburgische  
Sparkasse 
 
375 100 6469 
 
160 500 00 
 
310 Mitgliedsnr.  Zahlungsart 
 
für die laufenden Zusatzbei-
träge PK 1 
 
für die Zusatzbeiträge aus 
Vorjahren PK 3 
 

Beispiel für eine 
Überweisung 
 
 
 

Ein Mitglied (Mitgliedsnr. 12345.6) zahlt für einen Beschäf-
tigten eine laufende Umlage für den laufenden Monat April 
2007 von 11,00 € und einen Zusatzbeitrag von 40,00 €. Die 
Überweisungen müssten folgende Angaben beinhalten: 
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Überweisung der Umlage  
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Zahlungsempfänger:  
 
 
Bankinstitut:  
 
 
Kontonummer: 
 
Bankleitzahl: 
 
Zahlbetrag: 
 
Verwendungszweck: 

Zusatzversorgungskasse 
Brandenburg  
 
Mittelbrandenburgische Spar-
kasse 
 
375 100 1262 
 
160 500 00 
 
11,00 € 
 
310      123456      1 

 
 
 
 
 

 
Überweisung des Zusatzbeitrages 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Zahlungsempfänger:  
 
 
Bankinstitut:  
 
 
Kontonummer: 
 
Bankleitzahl: 
 
Zahlbetrag: 
 
Verwendungszweck: 
 

Zusatzversorgungskasse 
Brandenburg 
 
Mittelbrandenburgische Spar-
kasse 
 
375 100 6469 
 
160 500 00 
 
40,00 € 
 
310      123456      1 
 

 
Fälligkeit  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Gemäß § 65 Satzung-ZVK sind die Umlagen und Zusatzbei-
träge zu dem Zeitpunkt fällig, in dem das zusatzversor-
gungspflichtige Entgelt den Beschäftigten zufließt. Zahlun-
gen müssen bis zum Ende des Kalendermonats ihrer Fällig-
keit beim KVBbg-ZVK- eingehen. Für verspätet eingehende 
Umlagen oder Zusatzbeiträge werden Zinsen in Höhe von 
jährlich 5 Prozentpunkten über dem am Ende des jeweiligen 
Zinsberechnungszeitraums geltenden Basiszins nach § 247 
Abs. 1 BGB erhoben. 
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Besteuerung  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Für Rentenleistungen aus der betrieblichen Zusatzversor-
gung gelten unterschiedliche Steuerarten der Einkommens-
steuer in Abhängigkeit der geleisteten Zahlungen. Bei der 
Besteuerung von Altersversorgungssystemen wird zwischen 
der vorgelagerten und der nachgelagerten Besteuerung 
unterschieden. Eine vorgelagerte Besteuerung liegt dann 
vor, wenn die Beitragszahlungen während der Anwart-
schaftsphase (Ansparphase) besteuert werden. Die daraus 
resultierenden Rentenleistungen unterliegen einer Versteue-
rung mit dem Ertragsanteil. Bei der nachgelagerten Besteu-
erung sind die Beitragszahlungen während der Anwart-
schaftsphase steuerlich gefördert. Die entsprechenden 
Rentenbestandteile unterliegen der Versteuerung in voller 
Höhe. 
 

 
der vom 
Arbeitgeber 
finanzierten 
Umlage 
 
 
 

Gemäß § 16 ATV-K hat der Arbeitgeber die auf ihn entfal-
lende Umlage bis zu einem Betrag von monatlichen 89,48 € 
pauschal zu versteuern, solange die Pauschalversteuerung 
rechtlich möglich ist. In Monaten mit Sonderzahlungen (z.B. 
Weihnachtsgeld) steht kein erhöhter Betrag für die Pau-
schalversteuerung zur Verfügung.  
 
 

Steuerfreiheit 
nach § 3 Nr. 56 
EStG 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Mit dem Jahressteuergesetz 2007 trat mit § 3 Nr. 56 EStG 
neben die Pauschalversteuerungsmöglichkeit nach § 40b 
EStG die Möglichkeit zur Inanspruchnahme der steuerfreien 
Umlage. 
Die Regelung in § 3 Nr. 56 EStG sieht eine schrittweise 
Steuerbefreiung der Umlagezahlungen (aus dem ersten 
Dienstverhältnis) vor und korrespondiert mit einer nachgela-
gerten Besteuerung der Leistungen nach § 22 Nr. 5 EStG. 
Die Steuerfreiheit gilt erstmals für Umlagezahlungen, die der 
Arbeitgeber für einen nach dem 31. Dezember 2007 enden-
den Lohnzahlungszeitraum zahlt. Der steuerbefreite Betrag 
ist zunächst auf 1 v. H. der Beitragsbemessungsgrenze in 
der gesetzlichen Rentenversicherung begrenzt. Er erhöht 
sich schrittweise, ab 2014 auf 2 v. H., ab 2020 auf 3 v. H. 
und ab 2025 auf 4 v. H. der Beitragsbemessungsgrenze in 
der gesetzlichen Rentenversicherung.  
Es ist aber zu betonen, dass wegen der Regelung in § 3 Nr. 
56 Satz 3 EStG ("Die Beiträge … sind … um die nach § 3 
Nr. 63 Satz 1,3 oder 4 steuerfreien Beträge zu mindern") die 
Steuerfreiheit nach § 3 Nr. 63 EStG für die Zusatzbeiträge 
(vgl. im Folgenden) - Vorrang hat vor der Steuerfreiheit für 
die Umlage. 
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Näheres zum Thema "Steuerfreiheit gemäß § 3 Nr. 56 
EStG" können Sie unserem Rundschreiben 5/2007 entneh-
men, das Sie im Down-load-Bereich der Zusatzversor-
gungskasse und www.kvbbg.de finden. 
 

  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Gemäß § 40b Abs. 1 EStG kann der Arbeitgeber die Umla-
ge mit einem Pauschsteuersatz von 20 vom Hundert ver-
steuern. § 40b Abs. 2 Satz 1 EStG regelt, dass § 40 b Abs. 
1 EStG nicht gilt, soweit die zu besteuernden Zuwendungen 
des Arbeitgebers für den Beschäftigten 1.752 € im Kalen-
derjahr übersteigen oder nicht aus seinem ersten Dienst-
verhältnis bezogen werden.  
 
Den Teil der Umlage, den der Arbeitgeber nicht pauschal 
versteuert, wie die den tarifvertraglich vereinbarten Betrag in 
Höhe von 89,48 € übersteigende Umlage oder die den ge-
setzlichen Höchstbetrages in Höhe von 1.752 € überstei-
gende Umlage (bei Arbeitsverhältnissen außerhalb des 
Anwendungsbereichs des ATV-K), muss der Versicherte 
nach seinen persönlichen Verhältnissen individuell versteu-
ern. 
 
Der nach § 40b EStG für eine Pauschalversteuerung 
beanspruchbare Betrag in Höhe von jährlich 1.752 € steht 
bei einem unterjährigen Arbeitgeberwechsel erneut in voller 
Höhe zur Verfügung. 
 
Da die Besteuerung der Umlage pauschal bzw. individuell - 
somit also in der Anwartschaftsphase - vorgenommen wird, 
erfolgt die Besteuerung der Rentenleistung aus den Umla-
gezahlungen nur mit dem Ertragsanteil. 
 

 
Steuermerkmal  
Umlage 
 
 
 

Bei den Meldungen gegenüber dem KVBbg-ZVK- ist bei den 
Versicherungsabschnitten für die Umlage sowohl bei pau-
schal als auch bei individuell versteuerter Umlage das Steu-
ermerkmal 10 einzutragen. 
 

  
des vom Arbeit- 
geber finanzierten  
Zusatzbeitrages 
 
 
 

Die Zusatzbeiträge sind Beiträge im Sinne des § 3 Nr. 63 
EStG und deshalb jährlich bis zu einer Höhe von 4 v. H. der 
jeweils gültigen Beitragsbemessungsgrenze zur gesetzli-
chen Rentenversicherung steuerfrei. Abgestellt wird bun-
deseinheitlich auf die Beitragsbemessungsgrenze (West). 
Ausgeschlossen ist die Steuerfreiheit für Beiträge des  
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Arbeitgebers ab dem zweiten Dienstverhältnis. Die Bei-
tragsbemessungsgrenze der gesetzlichen Rentenversiche-
rung wird jährlich angepasst und ist u. a. im Down-load-
Bereich der Zusatzversorgungskasse unter www.kvbbg.de 
veröffentlicht. 
Sofern die Höchstgrenze ausgeschöpft wurde und eine 
Pauschalversteuerung nicht in Betracht kommt, muss der 
Zusatzbeitrag individuell durch den Versicherten versteuert 
werden.  
Bei Altzusagen, d.h. wenn die arbeitsrechtliche Zusage auf 
Leistung der betrieblichen Altersversorgung vor dem 
01.01.2005 gegeben wurde, kann der die 4 v. H. der Bei-
tragsbemessungsgrenze übersteigende Betrag bis zu 1.752 
€ pauschal nach § 40 b EStG in der am 31.12.2004 gelten-
den Fassung (a. F.) versteuert werden. Daneben gilt § 40 b 
EStG neue Fassung (n. F.) mit seinem Förderrahmen in 
Höhe von 1.752 € (soweit er nicht durch den ATV-K be-
schränkt ist) für die Umlage. 
Werden die Zusatzbeiträge aufgrund einer Neuzusage, d.h. 
einer arbeitsrechtlichen Zusage auf Leistung der betriebli-
chen Altersversorgung nach dem 31.12.2004, erteilt, sind 
die über 4 v. H. der Beitragsbemessungsgrenze hinausge-
henden Beiträge bis zu einem weiteren Betrag von 1.800,00 
€ je Kalenderjahr steuerfrei. 
Bei dem Höchstbetrag nach § 3 Nr. 63 EStG handelt es sich 
um einen Jahresbetrag, der aber bei jedem unterjährigen 
Arbeitgeberwechsel erneut in voller Höhe zur Verfügung 
steht. Bezüglich einer Pauschalversteuerung (1.752 €) wird 
auf die Ausführungen zur Umlage verwiesen. 
 

 
Steuermerkmal 
Zusatzbeitrag 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Bei den Meldungen gegenüber dem KVBbg-ZVK- ist bei den 
Versicherungsabschnitten für den Zusatzbeitrag 
- bei Steuerfreiheit das Steuermerkmal 01, 
- bei Pauschalversteuerung das Steuermerkmal 02 und 
- bei individueller Versteuerung des Steuermerkmal 03 ein-
zutragen. 
 
Da der Zusatzbeitrag bis zur Höchstgrenze des § 3 Nr. 63 
EStG steuerfrei ist, also keine Besteuerung in der Anwart-
schaftsphase erfolgt, ist die Rentenleistung, die auf diesen 
Teil zurückzuführen ist, voll zu besteuern. Erfolgt eine pau-
schale oder individuelle Besteuerung über die Höchstgrenze 
des § 3 Nr. 63 EStG hinaus, ist dieser Teil der Rente nur mit 
dem Ertragsanteil zu besteuern. 
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des Arbeit- 
nehmerbeitrags 
 
 
 
 

Eine Anwendbarkeit des § 3 Nr. 63 EStG (Steuerfreiheit) auf 
den Arbeitnehmerbeitrag am Zusatzbeitrag lehnt das Bun-
desministerium für Finanzen ab, vgl. BMF-Schreiben vom 
17.11.2004. Der Arbeitnehmerbeitrag an der Umlage/dem 
Zusatzbeitrag wird in der Regel individuell versteuert, so 
dass eine Besteuerung der Rentenleistung aus dem Arbeit-
nehmerbeitrag nur aus dem Ertragsanteil erfolgt. 

 
Sozialversiche-
rungspflicht 

Die Sozialversicherungspflicht der Umlage und des Zusatz-
beitrages beurteilt sich nach der Sozialversicherungsent-
geltverordnung (SvEV). 

 
der vom Arbeit- 
geber finanzierten 
Umlage 
 
 
 
 
 
 
 

Gemäß § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4a, Satz 3 und 4 SvEV ist die 
durch den Arbeitgeber finanzierte und pauschal versteuerte 
Umlage bis zur Höhe von 2,5 v. H. des zusatzversorgungs-
pflichtigen Entgelts, abzüglich eines monatlichen Freibetra-
ges in Höhe von 13,30 € dem sozialversicherungspflichtigen 
Entgelt hinzuzurechnen. Ferner sind die in ihrer Gesamtheit 
einen Grenzbetrag von 100,00 € übersteigenden Zuwen-
dungen gemäß §§ 3 Nr. 56, 40b EStG sozialversicherungs-
pflichtig. Das bedeutet, dass für die Umlagezahlungen re-
gelmäßig auch Sozialversicherungsbeiträge zu leisten sind.

 
des Arbeit-
nehmerbeitrags 
 
 
 
 

Der Arbeitnehmerbeitrag an der Umlage unterliegt der Sozi-
alversicherungspflicht. Die Sozialversicherungspflicht des 
Arbeitnehmerbeitrages am Zusatzbeitrag hängt von seiner 
Steuerpflicht ab. Ist Steuerpflicht gegeben, liegt auch Bei-
tragspflicht zur Sozialversicherung vor. Insoweit wird auf die 
vorstehenden Ausführungen zur Besteuerung des Arbeit-
nehmerbeitrags am Zusatzbeitrag verwiesen. 

 
 
D. Die Freiwillige Versicherung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Die freiwillige Versicherung folgt weitestgehend der Syste-
matik der Pflichtversicherung (Annex-Produkt), wird aber 
getrennt verwaltet und ist vollständig kapitalgedeckt finan-
ziert. Die eingezahlten Beiträge fließen direkt auf das indivi-
duelle Versorgungspunktekonto des Versicherten und die-
nen ausschließlich der Finanzierung seiner Leistungen aus 
der freiwilligen Versicherung. Der Versicherte erwirbt bereits 
mit Zahlung des ersten Beitrages eine unverfallbare An-
wartschaft auf Leistungen im Versorgungsfall. 
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Der KVBbg-ZVK- bietet als freiwillige Zusatzversicherung 
folgende Varianten: 
 
- Brandenburg Riester - 
 

 - Riester-Rente mit staatlicher Förderung nach  
  § 10a EStG 
 
- Brandenburg Brutto - 
 

 - Entgeltumwandlung mit staatlicher Förderung  
  nach § 3 Nr. 63 EStG 
 
- Brandenburg Netto - 
 

 - Freiwillige Versicherung mit Steuervorteilen im Renten- 
  bezug 
 

Riester-Rente nach 
§ 10a EStG 
 
 

Der Beschäftigte hat Anspruch auf eine staatliche Förde-
rung nach § 10a EStG (Riester-Rente) in Form von Zulagen 
und ggf. eines zusätzlichen Sonderausgabenabzuges. Bei 
der Riester-Rente ist der Beschäftigte der Versicherungs-
nehmer.

 
Zulagen  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Jeder Versicherte hat Anspruch auf eine Grundzulage sowie 
auf eine Kinderzulage für jedes Kind mit Kindergeldan-
spruch im laufenden Kalenderjahr. Einen Antrag auf Zula-
genförderung erhalten die Versicherten vom KVBbg-ZVK-. 
Nach Rücksendung wird er dann vom KVBbg-ZVK- an die 
Zentrale Zulagenstelle (ZfA) weitergeleitet. Die Versicherten 
haben die Möglichkeit, dem KVBbg-ZVK- eine widerrufliche 
Vollmacht zu erteilen, die Daten direkt an die ZfA zu mel-
den. Dadurch entfällt die Papierform des Zulagenantrages. 
Die Zulage wird nach Prüfung von der ZfA an den KVBbg-
ZVK- ausgezahlt und nach Umrechnung in Versorgungs-
punkte dem entsprechenden Versorgungspunktekonto gut-
geschrieben.

 
Sonderausgabenab-
zug 

Das Finanzamt prüft von Amts wegen im Rahmen der 
Günstigerprüfung, ob neben dem Zulagenanspruch zusätz-
lich ein Anspruch auf Sonderausgabenabzug besteht.

 
Prognose- 
berechnung 
zur Riester-Rente 
 
 

Der Beschäftigte kann sich eine Prognose zur freiwilligen 
ZVK Zusatzrente mit staatlicher Förderung nach § 10a EStG 
(Riester-Rente) vom KVBbg-ZVK- erstellen lassen (Progno-
seberechnung). 
.



 

26 Lieferung 01/09 

Antrag auf Ab- 
schluss des  
Vertrages 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Der Beschäftigte füllt einen Antrag (Vordruck bei Personal-
stelle oder KVBbg-ZVK- erhältlich) aus und übergibt diesen 
der Personalstelle seines Arbeitgebers.  
 
Der Arbeitgeber überprüft die Vollständigkeit des Antrages 
und leitet das Original an den KVBbg-ZVK- weiter. Der Ver-
sicherungsnehmer erhält dann vom KVBbg-ZVK- einen 
Versicherungsschein für seine Unterlagen. 
 
Der Arbeitgeber erhält durch die Unterschrift auf dem Antrag 
die Berechtigung, Beiträge aus dem Nettoentgelt des Be-
schäftigten zu überweisen. Die Vorlage des Versicherungs-
scheines ist nicht erforderlich. Bitte beachten Sie die Anga-
ben zur Bankverbindung und zu den Buchungsschlüsseln. 
Diese finden Sie als Übersicht auf Seite 29. 
 
Beitragsänderungen sind dem Arbeitgeber durch den Be-
schäftigte(n) mitzuteilen. Eine Meldung an den KVBbg-ZVK- 
ist nur erforderlich, wenn der Versicherte einen Nachtrag 
zum Versicherungsschein wünscht. 
 
Weitere Änderungen (Versicherungsmerkmal, Anschrift, 
Beitragsfreistellung/Kündigung u.ä.) sind vom Beschäftigten 
sowohl dem Arbeitgeber als auch dem KVBbg-ZVK- schrift-
lich anzuzeigen. 
 
Der Beschäftigte bekommt jährlich einen Versicherungs-
nachweis zur Information über die angesammelten Versor-
gungspunkte.

 
Entgeltumwandlung 
nach 
§ 3 Nr. 63 EStG 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Entgeltumwandlung ist eine Vereinbarung zwischen Arbeit-
geber und Beschäftigtem, künftiges Entgelt aus dem Brutto-
einkommen in eine wertgleiche Anwartschaft auf eine be-
triebliche Altersversorgung umzuwandeln. 
 
Grundsätzlich können Entgelte in unbegrenzter Höhe in eine 
wertgleiche Versorgungsanwartschaft umgewandelt werden. 
Steuerfrei nach § 3 Nr. 63 EStG bleibt allerdings höchstens 
ein Umwandlungsbetrag in Höhe von 4 v. H. der Beitrags-
bemessungsgrenze (West) der Rentenversicherung, vgl. § 3 
Nr. 63 S. 1 EStG. Gegebenfalls kann sich der steuerfreie 
Umwandlungsbetrag um weitere 1.800,- € erhöhen, vgl. § 3 
Nr. 63 S. 3 EStG. 
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Es ist zu beachten, dass der steuerfreie Zusatzbeitrag, den 
der Arbeitgeber ab 2003 im Rahmen seiner Pflichtversiche-
rung an den KVBbg-ZVK- zahlt, vorrangig zu behandeln ist 
und damit den für die Entgeltumwandlung zur Verfügung 
stehenden steuerfreien Betrag entsprechend mindert. 

 
Verfahrensablauf zur 
Entgeltumwandlung 
 
 
 
 
 

Der Arbeitgeber, sofern er nicht Mitglied des Kommunalen 
Arbeitgeberverbandes Brandenburg e. V. (KAV) ist, verein-
bart mit dem KVBbg-ZVK- ein Gruppenversicherungsvertrag 
zur Durchführung der Entgeltumwandlung. Zwischen dem 
KAV und dem KVBbg-ZVK- besteht ein Rahmenvertrag zur 
Entgeltumwandlung. Damit entfällt für die Arbeitgeber, die 
Mitglied beim KAV sind, die Notwendigkeit von gesonderten 
Gruppenversicherungsverträgen.

 
Prognose- 
berechnung zur 
Entgelt- 
umwandlung 
 
 

Der KVBbg-ZVK- erstellt auf Wunsch des Beschäftigten 
eine individuelle Prognose. Dazu ist der Fragebogen „An-
forderung einer Prognose zur freiwilligen ZVK-Zusatzrente“ 
ausgefüllt an den KVBbg-ZVK- zurückzusenden. Den Prog-
nosebogen finden Sie im Down-load-Bereich der Zusatzver-
sorgungskasse unter www.kvbbg.de. 

 
Vertragsabschluss  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Bei Interesse an einer Entgeltumwandlung trifft der Arbeit-
geber mit dem Beschäftigten eine arbeitsrechtliche Verein-
barung. Danach erfolgt die Anmeldung des Beschäftigten. 
Dem Versicherten wird sein Versicherungsschein zusam-
men mit den Allgemeinen Versicherungsbedingungen zuge-
sandt. Damit wird das Einzelversicherungsverhältnis für den 
Beschäftigten begründet. Der Arbeitgeber erhält ebenfalls 
einen Versicherungsschein sowie alle notwendigen Informa-
tionen zur Überweisung der Beiträge. Der Beschäftigte 
bekommt jährlich einen Versicherungsnachweis zur Infor-
mation über die angesammelten Versorgungspunkte. 

 
freiwillige 
Versicherung  
ohne staatliche 
Förderung 
 
 
 
 
 
 

Es besteht auch die Möglichkeit für pflichtversichert Be-
schäftigte, im Rahmen der betrieblichen Altersversorgung 
freiwillige Beiträge ohne staatliche Förderung aus dem Net-
toeinkommen an den KVBbg-ZVK- zu zahlen. 
Die Besteuerung erfolgt nachgelagert (in der Rentenbe-
zugsphase) mit dem Ertragsanteil nach § 22 Nr. 1, Satz 3 
EStG. Hierzu gibt es ebenfalls die Möglichkeit, sich eine 
Prognoseberechnung erstellen zu lassen. Die Antragstel-
lung erfolgt analog der „Riester- Rente“.  
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Die Beiträge werden vom Arbeitgeber an den KVBbg-ZVK- 
überwiesen. Der Beschäftigte erhält jährlich einen Versiche-
rungsnachweis zur Information über die angesammelten 
Versorgungspunkte. 

 
Arbeitgeberhöher-
versicherung 
 

Der Arbeitgeber kann eine steuerbegünstigte ZVK-
Zusatzrente für einen oder für mehrere Beschäftigte ab-
schließen und diese mit eigenen Beiträgen (Beiträgen des 
Arbeitgebers) finanzieren. 

 
Allgemeine  
Versicherungs-
bedingungen 
 

Die allgemeinen Versicherungsbedingungen für die freiwilli-
ge Versicherung (AVB) gehören zum Anhang zur Satzung-
ZVK. Sie unterliegen Änderungen, wenn gesetzliche bzw. 
tarifliche Änderungen diese erfordern und sind in der jeweils 
gültigen Fassung anzuwenden. 

 
Leistung aus  
freiwilliger 
Versicherung 
 
 
 

Die Kasse erbringt Leistungen in Form von: 
• Altersrente für Versicherte 
• Erwerbsminderungsrente für Versicherte, wenn ei-

ne Absicherung vereinbart wurde 
• Hinterbliebenenrente für Witwen, Witwer und Wai-

sen der Versicherten, wenn eine Absicherung ver-
einbart wurde.

 
Auszahlungs- 
voraussetzung 
 
 

Ein Anspruch auf ZVK-Zusatzrente besteht, wenn der Versi-
cherungsfall eingetreten ist, d.h. bei Rentenbeginn in der 
gesetzlichen Rentenversicherung. Der Anspruch ist mittels 
schriftlichen Antrages gegenüber dem KVBbg-ZVK- geltend 
zu machen. 

 
Wartezeit  Eine Wartezeiterfüllung ist nicht erforderlich.
 
Portabilität 
(Übertragung) 
 
 
 
 
 

§ 4 Betriebsrentengesetz (BetrAVG) regelt die Übertragung 
unverfallbarer Anwartschaften und laufender Leistungen bei 
Beendigung des Arbeitsverhältnisses. Zu beachten ist inso-
weit insbesondere die in § 4 Abs. 3 BetrAVG geregelte 
Jahresfrist. Gemäß § 4a BetrAVG hat der Beschäftigte in 
diesem Zusammenhang bei Vorliegen eines berechtigten 
Interesses einen Auskunftsanspruch über die Höhe seines 
Anspruchs auf Altersversorgung. 

 
Buchungsschlüssel 
zur Überweisung  
bei freiwillige Ver- 
sicherung 

Für die Überweisung der Beiträge zur freiwilligen Versiche-
rung (ZVK-Zusatzrente) durch den Arbeitgeber sind im Ver-
wendungszweck folgende Buchungsschlüssel zu verwen-
den:
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Riesterförderung 
oder 
ungeförderte 
Beiträge 
 
 
 
 
 
 
 

Einzahler:  01 =  Arbeitgeber/Mitglied 
Versicherungsart:  50 =  mit Hinterbliebenenversorgung 
    (HV) und Erwerbsminderungs- 
    rente (EM) 
 51 =  mit HV, ohne EM 
 52 =  ohne HV, mit EM 
 53 =  ohne HV, ohne EM 
Steuermerkmal:  03 =  Besteuerung §§ 2, 19 EStG, 
    ohne Riesterförderung 
 04 =  Besteuerung § 10a EStG, mit  
    Riesterförderung

 
 
freiwillige Höher- 
versicherung  
durch Beiträge des 
Arbeitgebers 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Einzahler:  01 =  Arbeitgeber/Mitglied 
Versicherungsart:  55 =  mit HV, mit EM 
 56 =  mit HV, ohne EM 
 57 =  ohne HV, mit EM 
 58 =  ohne HV, ohne EM 
Steuermerkmal:  01 =  Besteuerung § 3 Nr. 63 EStG 
    (volle nachgelagerte Besteue- 
    rung) 
 02 =  Besteuerung § 40b EStG (Beitrag  
    pauschal, Rente = Ertragsanteil) 
 03 =  Besteuerung §§ 2, 19 EStG (Bei- 
    trag individuell, Rente = Ertrags- 
    anteil)

Entgeltumwandlung  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Einzahler:  01 =  Arbeitgeber/Mitglied 
Versicherungsart:  60 =  mit HV, mit EM 
 61 =  mit HV, ohne EM 
 62 =  ohne HV, mit EM 
 63 =  ohne HV, ohne EM 
Steuermerkmal:  01 =  Besteuerung § 3 Nr. 63 EStG  
    (volle nachgelagerte Besteue- 
    rung) steuer- und sozialversiche- 
    rungsfrei bis zu 4% der Beitrags- 
    bemessungsgrenze 
 02 =  Besteuerung § 40b EStG (Beitrag  
    pauschal Rente Ertragsanteil  
    besteuert) 
 03 =  Besteuerung §§ 2, 19 EStG (Bei- 
    trag individuell, Rente Ertragsan- 
    teil besteuert) 
 04 =  Besteuerung § 10a EStG, mit  
    Riesterförderung
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Achtung  
 
 
 
 

wenn Einzahler = Beschäftigter 02 verwenden  
Dies kommt insbesondere dann in Betracht, wenn sich der 
Beschäftigte nach Beendigung des mit dem Mitglied beste-
henden Arbeitsverhältnisses für die Fortsetzung der freiwilli-
gen Versicherung entscheidet. Gleiches gilt für den Fall, 
dass sich ein Beschäftigter dafür entscheidet, im Rahmen 
der Elternzeit die freiwillige Versicherung fortzuführen. 

 
Verwendungszweck  
 
 

1. Zeile:  316 und siebenstellige ZVK- Versicherungs- 
 nummer ohne Prüfziffer z.B.: 3161234567 
2. Zeile: Buchungsschlüssel (Einzahler Versicherungsart  
 Steuermerkmal) z.B.: 01 60 01

 
Bankverbindung 
für 
freiwillige 
Versicherung 

Zahlungsempfänger: Zusatzversorgungskasse Brandenburg 
Bankinstitut:  Mittelbrandenburgische Sparkasse 
Bankleitzahl:  160 500 00 
Kontonummer:  375 100 6400

 
Besteuerung der 
Beiträge für die 
Riester-Rente 
 
 
 

Beiträge zu einem Vertrag nach § 10a EStG (Riester-Rente) 
werden dem individuell versteuerten Nettoeinkommen des 
Beschäftigten entnommen oder bei privater Vertragsfortset-
zung vom Girokonto des Versicherungsnehmers eingezo-
gen. Eine zusätzliche Besteuerung der Altersvorsorgebei-
träge in der Anwartschaftsphase erfolgt nicht. 

 
Besteuerung der 
Beiträge für die 
Entgeltumwand-
lung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Beiträge zu einem Altersvorsorgevertrag im Rahmen der 
Entgeltumwandlung sind jährlich bis zu einer Höhe von 4 
v.H. der jeweils gültigen Beitragsbemessungsgrenze der 
Rentenversicherung steuerfrei nach § 3 Nr. 63 EStG. Dar-
über hinaus gehende Beiträge können bei Altzusagen (Ver-
tragsabschluss vor dem 01.01.2005) bis zu 1.752 € / jährlich 
pauschal nach § 40b EStG a.F. versteuert werden. Bei 
Neuzusagen (Vertragsabschluss nach dem 31.12.2004) 
kann ein zusätzlicher Freibetrag in Höhe von 1.800 € in 
Anspruch genommen werden. Vorrang in der steuerlichen 
Betrachtung des Beschäftigten hat jeweils der vom Arbeit-
geber durch Zahlung auf den Zusatzbeitrag bereits ausge-
schöpfte Teil an steuerfreien / pauschal versteuerten Beiträ-
gen. Alle die vorgenannten Höchstgrenzen übersteigenden 
Beiträge werden dem individuell versteuerten (Netto-) Ein-
kommen entnommen. 

 
Sozialversiche-
rungspflicht der 
Beiträge für die 
Riester-Rente 

Beiträge für die Riester-Rente werden aus dem Nettoein-
kommen finanziert. Eine zusätzliche Steuer- und damit 
Sozialabgabenpflicht besteht nicht. 
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Sozialversiche-
rungspflicht der 
Beiträge für die  
Entgeltumwandlung 
 
 
 

Beiträge für die Entgeltumwandlung sind bis zu 4 v. H. der 
Beitragsbemessungsgrenze in der gesetzlichen Rentenver-
sicherung steuer- und auch sozialabgabenfrei. Daraus er-
gibt sich, dass für den zusätzlichen steuerfreien Höchstbei-
trag (Neuzusagen 1.800 €) und darüber hinaus gehende, 
individuell versteuerte Beiträge Sozialversicherungspflicht 
besteht. Auch hier ist der Vorrang der vom Arbeitgeber 
geleisteten Beiträge zu beachten. 

 
Besteuerung der 
Leistungen aus 
geförderten und 
ungeförderten  
Beiträgen 
 
 
 
 
 
 

Die Besteuerung der Leistungen aus Verträgen der freiwilli-
gen Versicherung erfolgt analog der Besteuerung der ar-
beitgeberfinanzierten Betriebsrenten in Abhängigkeit von 
der Besteuerung der Beiträge während der Anwartschafts-
phase. Leistungen, die sich aus geförderten Altersvorsorge-
beiträgen nach § 10a und § 3 Nr. 63 EStG ergeben, unter-
liegen der vollen nachgelagerten Besteuerung nach § 22 Nr. 
5 Satz 1 EStG. Leistungen, die sich aus ungeförderten Al-
tersvorsorgebeiträgen (vorgelagert, d.h. individuell oder 
pauschal versteuert) ergeben, unterliegen einer Besteue-
rung lediglich mit ihrem Ertragsanteil gem. § 22 Nr. 1 Satz 3 
Buchst. a EStG. 

 
Hinweis  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Die Mitgliederinformation soll Ihnen einen Überblic k 
über die Zusatzversorgung durch den KVBbg-ZVK- 
verschaffen, so dass Ihnen eine entsprechende Bera-
tung Ihrer Beschäftigten möglich ist. Auf weiterfüh ren-
de Fragen finden Sie im Handbuch „Die Zusatzversor-
gung des öffentlichen und kirchlichen Dienstes“ von  
Walter Dietsch, Torsten Reinker und Rolf Stirner, i n der 
Satzung-ZVK und den entsprechenden AVB Antworten. 
Natürlich steht Ihnen auch das Team des KVBbg-ZVK- 
persönlich und telefonisch für Rückfragen zur Verfü -
gung. 
Die Ausführungen in der Mitgliederinformation zur B e-
steuerung der Beiträge und Versicherungsleistungen 
und zur Sozialabgabenpflicht geben das Verständnis 
des KVBbg-ZVK- zu diesen Themen, beruhend auf all-
gemein zugänglichen Quellen, wie etwa dem Einkom-
menssteuergesetz und BMF-Schreiben, wieder. Die 
Entscheidungen der Finanzbehörden im Einzelfall kön -
nen die Ausführungen nicht vorwegnehmen. Aufgrund  
dessen bitten wir um Verständnis dafür, dass Ansprü -
che gegenüber dem KVBbg –ZVK- aus der Mitgliederin-
formation nicht hergeleitet werden können.  
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Aber auch im Übrigen sind die Ausführungen in der 
Mitgliederinformation als unverbindliche Hinweise z u 
betrachten, aus denen keinerlei Ansprüche gegenüber  
dem KVBbg-ZVK- hergeleitet werden können.  
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Stichwortverzeichnis 
 
Die Ziffern verweisen auf Seitenzahlen. 
 
Abgeltungsbetrag 14 
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Allgemeine Versicherungsbedin-
gungen 28 
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bei beitragfrei Versicherten 16 
bei freiwilliger Versicherung 28 
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Besteuerung 21 
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Buchungsschlüssel 28 
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Entgeltumwandlung 26 
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Finanzierung der Pflichtversicherung 
Arbeitnehmerbeitrag 18 
Besteuerung 21 
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Kombinationsmodell 17 
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wirtschaftliche Notlage 18 
Zahlungsweise 19 
Zusatzbeitrag 17 
Fortsetzung der Mitgliedschaft bei 
Wegfall der Mitgliedschaftsvoraus-
setzungen 10  
freiwillige Mitglieder 7 
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Buchungsschlüssel 28 
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Voraussetzungen 6 
Mitglieder 
freiwillige Mitglieder 7 
Pflichten 9 
Pflichtmitglieder 6 
Rechte 8 
______________________________ 
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______________________________ 
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Buchungsschlüssel 28 
Prognoseberechnung 25 
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Sozialversicherungspflicht der  
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______________________________ 
Steuerfreiheit 21 
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Sonderausgabenabzug 25 
Sozialversicherungspflicht 
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Systemwechsel 4 
______________________________ 
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Vereinbarung nach § 12 Abs.5  
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